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Hochwohlgeboren Herrn

J. Michejda 
chef der Landesregierung

in Taschen.

Ihrer Einladung wegen der Volksabstimmung in Unter­
handlungen eirzutreten folgeleistend, erachten wir als 
Voraussetzung für das Eingehen in mentorische Verhand­

le iungeni dass vertier Verhältnisse gescnafier wiraen,
te. *eicne den für die Verhandlungen unbedingt erforderlichen
)15 Zustand des Vertrauens herstellen. Die Stioung der
:fIJ deutschen Bevölkerung Ustschiesiers ist angesichts der
X Vergewaltigungen aer öffentlichen Meinung und von Ein-

śepersopen im Laufe der letzten 1, a/2 Jahre, begangen 
aurch die polnischen Behurden b»zw. aie polnischen poli­
tischen Organisationen, eine derart gereizte, dass durch 
entschiedene Massnahmen der polnischen Regierung bezw. 
polnischen politischen Parteien manifestiert werden muss, 
dass der aufrichtige Wilie zur Abkehr von der bisherigen 
Willkür und Vergewaltigungen besteht. In dieser Erwä- 

gÄÄgmtmt gung stellen wir vor Eingang in die eigentlichen 
Verhandlungen nachstehende Forderung auf, von deren Er­
füllung eine gedeihliche Abwicklung der Verhandlunger 
abhängig ist.



Garantien für die persönliehe Sicherheit der deu­
tschen Bevölkerung und Ermöglichung der Rückkehr der 
deutschen Flüchtlinge in ihren «ohnsitz durch ent­
sprechende Einflussnahme auf die polnische Plebiszlt- 
koiimission. (Vorfälle in Jablunkau, Freistadt, *Irzy- 

nietz, Dziedzitz und Bielitz.;
Das polnische Zentrai-Plebiszitkomitee spricht 

öffentlich sein Bedauern über terroristische Akte
einzelner Mitglieder dei lokalen polnischen Plebiszl! 
Organisationen insbesondere Skotschau, Jablunkau und 
Freistadt aus und verpflichtet sich alle hiedurch 

entstandenen Schäden zu ersetzen.
Anerkeniung der politischen Verantwortlichkeit 

'/lAva.der polnischen s fur jedwede politi­  

sche Betätigung der politischen Parteien oder geheim« 
Organisationen in ihrem WirkurgbereicheJ^nd offiziel­

les Verbot jedweder terroristischen Einschüchterungen 
oder Veigewaltigungen der deutschen BevölKerung wie 
aućh jedweder ungesetzlichen Art der Agitation. - 

]7ür die Dauer unserer Verhandlungen mit den Polen y 

wäre zur Überwachung der Einhaltung .dieser Verpflich­
tung von dem polnischen Zentral - Plebiszltkomitee 
eine Steile zu schaffen, bei welcher kontrete Be­
schwerden der Deutschen angebracht werdéû können, um 
von dortaus untersucht und unverzüglich abgestellt

zu werden-, !
Objektive Haltung der polnischen Behörden gegen­

über aller deutschen politischen Parteien und Bekäm­

pfung aller ungesetzlichen Beschränkungen der Puess-
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frelheat und der politischen Betätigung.’
Gaiantier dei pfliehtgbmässen Expedition der deu­

tschen Blatter durch aie Post.
Bestraffurg aller Urgane, die sich Pflichtverlet­

zungen su Schulden kommen lassen. ' {>U.Tr^
Politische Indemnität fur aile Personen; welche 

von den polnischen Behörden verfolgt oder/ benachtei­
ligt wurden, da ihre politische und nationale Betäti­

gung dem polnischen Staatsinteresse wirklich oder 

scheinbar entgegengewirkt hat.
u Amnestierung bezw. Abolition aller feldgericht­
lich verurteilten bez$. verfolgten Civ llpersonen.
(Des vom Teschner Feldgericht verurteilter Bürgerwehr­

maires H an n's /Urteil vom 4.VIII. 19/ und L o c o s ilr 

J. /Orteil vol. b. IX. 19/ ).
Ent'jchadigurg der von Militärgerichten verurteilten 

^^"’und der von Militär- und Civilgerichten grundlos in 
Vnterscchungschaft gehaltenen Civilpersonen.

Wledergutuachurg alles ihnen und ihren Karinen zu­
gefügten Unrechtes.

^y

sonę gegen

Gründen ent­
eilen tiieher

bei sämtlichen

-v-

ï

Nichtanwendung des Bochveiratsparagraphen auf die 
brauch!i~ostschiesische Frage, Garantie gegen die 

cÄ^QAi wendung des Paragraphen 63 &■ St.G.
S-^'yinVerbaftungBO aus politischer Gründen.

Wiedereinsetzung der aus politischen
deutschen Beamten, Lehrern, sonstiger

Angestellten und Eisenbahnbediensteten in ihre fruhe- 
rer Stellen, soweit sie darauf Anspruch erheben.

Einhaltung^der Doppelsprachigkeit
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Behörden und öffentlichen Aemtem, Insbesondere bei dew 
Aemtern der Ostpräfektur.

Entlassung sämtlicher Ostscbles-ier aus den Verband 

des polnischen Heeres, welche gegen Ihren Willen zurück­

gelalter « erden
tion jener Ostschlesier

deren filtern den deutschen Unter­
en, ist eine deutsche Volksschule 
t Bąginn des nächsten .Schullahres 
iRückrabe des deutschen Privat -

Einstellung der Verfolgung ieger Deser- 
, welche eigenmächtig ihre Trvp- 

penkärper verlassen hatten, weil sie gegen ihren Willen 
eingeieiht winden oder nach der Kundcachung der inte- 
alllerten Kun ti ollkor ü.ls£ ior vor 3./III 1910 sich ils 
Lllltärfrel b, trachUr kcnntcr. ' A

i . 1 ć Ł -Zusaumei Setzung der Verv.altungskoBimission in Skntschau 
nach iei vor der irteri stioralen Kommission aufgestell­
ten Grundsätzen und Aufhebung aller widerrechtlicheo 
Verfügungen der früherer Verw*1 turgskor.D i? sion . Neuwahl 

i \ í y i *‘\f
des 0rtschu1rć tes.
^estlegurg des Qrundsàtzes, dass bfi Fehlen vor ge­
wählten ErsatziiiÜir.ern Kooptlerußgei der freiwej.dender 
L‘;-.r.fkte ir die Geir f ir der aus £ cLjifus.e erfolger können, 

dx Erneirung eines deutschen Luidesschul- 
insuek tofs für die deutschen Schulen ulq Ur Urs tel­

lur r seitlicher deutscher Schulen unter diesen bezw. 
unter die ihm ui tersttliten deutscher BezirmsschuU 

spektcrei .
Regelung folgtncfci Schilf regen .

Belassung eil er vollster digen Volks-» und Bürger­
schule li Skntschau und der ur diesen Schulen 
früher in Verwendung gestandei en Lehrkräfte, 
soweit sie selb-t darauf Anspruch erheben. 
An alltn Orten, an. welchen bisher utraquisti­
sche Schulen bestanden haben und 3o Kinder^or- 
h<3Jićen sind, í 
richt verlangen, — . .
spätestens mit Beginn des. 

<zu errichten, (-----
hKind.fr gart en s in Seulbitz)

Ï c) Resiektieiung des Teriovor.sphlag.es der Gemeirde- 
1 Vertretung bei der Besetzung von Lehrstellen 

durch den Bezirksschulrat urd die Bezlrksschul- 
- komniissior .

W

hKind.fr
Teriovor.sphlag.es


insofern diese* Forderungen nicht direkt durch 
die polnischen politischen Parteien, die hiesigen 
Behörden oder die Warschauer Regierung erfüllt werden 
können, ist dieser in der Welse zu entsprechen, dass 

die Warschauer Regierung durch ihren Delegierten die 
Erfüllung dieser Forderungen bei der Irteralllerten 

Koujnission ir Teschen durchsetzt,
Teschen, im förz 192r.

Für die deutsche soziale 
demokrati sehe Partei;

Gust.Betusch, uf.

Dr. Grün bt ul

Für die Delegation der 
deutscher Parteien;

Fulda, ap.
Dr.Mari Pollak, mp,


